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Dokumentation
Workshop zwei
05. April 2005 in Greifswald

Ausgangssituation
Die Gemeinden, Landkreise und
Städte im Verflechtungsbereich des
gemeinsamen Oberzentrums Greifs-
wald und Stralsund nehmen an dem
Modellvorhaben der Raumordnung
»MoRo« des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
teil1.

Im Rahmen des Modellvorhabens
werden bis zum Spätsommer 2006
Stadt-Umland-Konzepte für eine Ge-
meindegrenzen überschreitende Zu-
sammenarbeit entwickelt. Erarbeitet
werden innovative Projekte oder bei-
spielhafte Strategien für eine erfolg-
reiche interkommunale Kooperation.

Mit Hilfe der Stadt-Umland-Konzepte
sollen bei den Verwaltungen und po-
litischen Gremien der beteiligten Ge-
bietskörperschaften vor allem zwei
Effekte erzielt werden:

1. Die Beteiligten sollen sich selbst
in die Lage versetzen, gemein-
same Handlungsfelder für eine
erfolgreiche interkommunale Ko-
operation zu identifizieren und
methodisch so aufzubereiten,

                                               
1 Bundesministerium für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen (BMVBW): Innovative Pro-
jekte der Regionalentwicklung, Modellvorha-
ben der Raumordnung (MoRo); Themenfeld 1:
»Nachhaltige Siedlungsentwicklung«
Die Durchführung des Modellvorhabens er-
folgt durch das Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung (BBR)

dass sie zeitnah und praktikabel
nutzbar sind und zu einer Opti-
mierung gemeindlicher Aufgaben
führen.

2. Zugleich sollen die Stadt-
Umland-Konzepte den Beteilig-
ten exemplarisch verdeutlichen,
dass die kontinuierliche Ent-
wicklung einer organisierten in-
terkommunalen Zusammenarbeit
ein unverzichtbares Instrument
zur Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit gegenüber ande-
ren Stadt-Umland-Bereichen o-
der Stadtregionen darstellt.

Um dies zu erreichen, wird ein am
kommunalen Verwaltungsvollzug o-
rientierter Arbeitsansatz verfolgt: Die
Kooperationsfelder konzentrieren
sich auf praktische Möglichkeiten ei-
ner gemeinsamen Nutzung von
Siedlungsflächen (z.B. Gewerbe-,
Wohn-, Ausgleichs,- Erholungs-,
Tourismus-, Landschaftsflächen etc.)
und auf die Erledigung der damit
verbundenen kommunalen Aufga-
ben.

Damit wird zugleich ein Beitrag zur
Optimierung der Siedlungsflächen-
entwicklung im Stadt-Umland-
Verbund und zur nachhaltigen Regi-
onalentwicklung geleistet.

Ein wichtiger Baustein für die Ent-
wicklung der Stadt-Umland-Konzepte
ist die Arbeit in moderierten
Workshops. Hier werden Grundlagen
abgestimmt, interkommunale The-
menfelder bearbeitet, Ziele entwi-
ckelt und Vorgaben für die Arbeit der
beauftragten Arbeitsgemeinschaft
»stadtraumprozess« gemacht.

Die Workshops bauen methodisch
und thematisch aufeinander auf. Die
Ergebnisse stellen die Grundlage für
die zwischen den Workshops liegen-
den Planungsphasen der Arbeitsge-
meinschaft dar.

Die Diskussionen in den Workshops
sind grundsätzlich offen; Querden-
ken ist ausdrücklich erwünscht; Irr-
tümer sind jederzeit revidierbar. Die
Arbeit ist konsequent ziel- und er-
gebnisorientiert; Aufgaben, Ziele,
Fallbeispiele usw. werden gemein-
sam festgelegt.
Die interkommunale Zusammenar-
beit im Rahmen des Modellvorha-
bens ist als diskursiver Prozess zwi-
schen den lokalen Akteuren ange-
legt. Es geht darum, das vielfältige
Wissen der Beteiligten aus Politik
und Verwaltung zu aktivieren, Ihre
Erfahrungen, Vorschläge und Ideen
vorbehaltlos aufzunehmen und zu
prüfen. Es wird von »unten nach o-
ben« gearbeitet.

Im Folgenden werden wesentliche
Inhalte und Ergebnisse des
Workshops zwei und die als Folge
des Workshops erfolgten zusätzli-
chen Abstimmungen in Kurzform do-
kumentiert.
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2.0 Workshop zwei

Der Workshop zwei fand am 05. Ap-
ril 2005 in Greifswald statt. Er baute
inhaltlich und methodisch auf den
Ergebnissen des Auftakt-Workshops
in Miltzow auf. Teilnehmer2 waren ??
Vertreterinnen und Vertreter aus Po-
litik und Verwaltung der beteiligten
Stadt-Umland-Gemeinden und der
Landkreise sowie Vertreterinnen des
Regionalen Planungsverbandes
Vorpommern und die beauftragte Ar-
beitsgemeinschaft »stadtraumpro-
zess«.

                                               
2 Teilnehmerliste siehe Anhang (Anlage 1)

2.1 Ablauf

Der Workshop zwei hatte zwei Teile:
 Im einführenden Teil wurden zu-

nächst die wichtigsten Erkennt-
nisse aus dem Auftakt-Workshop
erläutert und die daraus entwi-
ckelten Schlussfolgerungen für
interkommunale Kooperations-
modelle in den Stadt-Umland-
Bereichen von Greifswald und
Stralsund dargestellt.

Eine Beschreibung der für eine
erfolgreiche Kooperation wich-
tigsten Anforderungen, Rahmen-
bedingungen und Ziele bildete
die Überleitung für die von der
Arbeitsgemeinschaft stadtraum-
prozess beispielhaft entwickelten
3 Kooperations-Themen  und 7
Kooperations-Projekte.

 Im zweiten Teil des Workshops
wurden die 3 Themen und 7
Projekte inhaltlich vorgestellt. In
einem daran anschließenden
kombinierten Präsentations-,
Diskussions-, Analyse- und
Auswahlverfahren wurde von
den Workshopteilnehmerinnen
und -teilnehmern gemeinsam ei-
ne Machbarkeitseinschätzung
vorgenommen und eine Bewer

 tung der vorgeschlagenen Mo-
delle und Projekte erarbeitet.

Dabei ging es nicht nur um die
im Auftakt-Workshop empfohle-
nen Flächenarten und Nutzun-
gen. Diskutiert und bewertet
wurden auch darüber hinausge-
hende Aspekte, zu denen unter
anderem die Verfügbarkeit der
erforderlichen Datengrundlagen
und der personellen und techni-
schen Infrastrukturvorausset-
zungen, Fragen der Finanzier-
barkeit und Förderfähigkeit sowie
mögliche Effekte für die Wettbe-
werbsfähigkeit oder das regio-
nale Marketing gehörten.
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2.2 Ziele

Ziel des Workshop zwei war es, aus
den 3 Kooperations-Themen und 7
Kooperations-Projekten diejenigen
zu ermitteln, die im weiteren Verfah-
ren vertieft untersucht und als
Grundlage für die interkommunale
Kooperation im Rahmen des "Mo-
dellvorhabens der Raumordnung"
(MoRo) weiter entwickelt werden
sollen.

Die Arbeit im Workshop zwei erfolgte
ausschließlich im Plenum. Die Mode-
ration erfolgte durch die beauftragte
Arbeitsgemeinschaft »stadtraumpro-
zess«.

Workshop Teil 1

2.3 Einführung

Mit Hilfe einer »Zeitreise« und der
Arbeit in Stadt-Umland-Arbeitsgrup-
pen wurden im Auftakt-Workshop
erste wichtige Erkenntnisse der vor-
aussichtl ichen Stadt-Umland-Ent-
wicklungen bis zum Jahre 2020 er-
arbeitet und die Aufgabenfelder einer
künftigen interkommunalen Zusam-
menarbeit definiert. Diese Ergebnis-
se des Auftakt-Workshops bildeten
die wichtigste Arbeitsgrundlage für
die Entwicklung von Kooperations-
Themen und Projekten, die im Mit-
telpunkt des Workshops zwei stan-
den. Sie wurden den Teilnehmerin-
nen und Tei lnehmern des
Workshops zwei im einführenden
Teil in gekürzter Form erläutert.

2.4 Beispielhafte Ergebnisse des
Auftakt-Workshops

Stichwortartig können folgende Er-
gebnisse aus der »Zeitreise« des
Auftakt-Workshops genannt werden:

 Strukturelle Veränderungen prä-
gen künftig verstärkt die Stadt-
Umland-Beziehungen – z. B.

∅ Entleerung Umland, Konzentra-
tion Oberzentren,

∅ Überangebote (Geschoß)Woh-
nungsbau und Flächen,

∅ Rückzug Handel/Versorgung aus
der Fläche.

 Aus Veränderungen erwachsen
neue Nachfragen oder Aufga-
benfelder im Stadt-Umland-
Verbund - z. B.

∅ Soziale/Wohnungsbezogene
Dienstleistungen,

∅ Günstige Liegenschaften/Immo-
bilien für »Generation 50 plus«,

∅ Identität stiftende Einrichtungen,
Orte, Landschaften.

 »Ver langsamung« und »U n-
gleichzeitigkeit« sind kennzeich-
nend für Stadt-Umland-Entwick-
lungen – z. B. bei

∅ Zeiträumen, Flächenarten, Nut-
zungen, Bedarfen, Infrastruktur,
Standorten, Investitionen.

 Strukturelle Veränderungen,
Verlangsamung und Ungleich-
zeitigkeit erfordern interkommu-
nale Handlungsbedarfe und
Handlungsnotwendigkeiten mit
Schwerpunkten z. B. bei

∅ Siedlungsflächen und Flächen-
entwicklungen,

∅ öffentlicher/privater (Versor-
gungs-)Infrastruktur ,

∅ zugeordneten kommunalen Auf-
gaben.
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Stichwortartig können folgende Er-
gebnisse aus den Stadt-Umland-
Arbeitsgruppen des Auftakt-Work-
shops genannt werden:

 Bislang gibt es keine institutiona-
lisierte Zusammenarbeit bei
Entwicklungsgrundlagen und
Siedlungsflächenprojekten – a-
ber -

∅ Punktuelle Zusammenarbeit bei
etwa 15 – 20 kommunalen
Pflichtaufgaben.

 Wichtigste Form der interkom-
munalen Zusammenarbeit sind
Persönliche Gespräche (infor-
melle Kommunikation).

 Unterschiede bestehen bei Er-
folgen – z. B.

∅ Schwerpunkt Hoheitliche Aufga-
benfelder (S-U-Greifswald),

∅ Schwerpunkt Bau- und Infra-
strukturprojekte (S-U-Stralsund).

 Einigkeit besteht über Hemmnis
se bei der Zusammenarbeit:
∅ Veröffentlichte Diskussionen im

politischen Raum,
∅ Überzogenes Konkurrenzdenken

zwischen Gemeinden,
∅ Mangelndes regionales Be-

wusstsein/Identität,
∅ Forderungen nach Eingemein-

dungen führen zu Abwehrhal-
tungen,

∅ Persönliche Animositäten politi-
scher Akteure.

 Einigkeit besteht über Vorteile
der Zusammenarbeit:

∅ Weniger Kosten, geringerer Zeit-
bedarf, weniger Verwaltungsauf-
wand, mehr Qualität.

 Einigkeit besteht über künftige
interkommunale Aufgabenfelder:

∅ Tourismus, Wirtschaftsförderung,
kulturelle und soziale Infrastruk-
tur,

∅ Analyse von Flächenbedarfen;
Flächenrückbau und Umstruktu-
rierung,

∅ Regionale Flächenpools für Ge-
werbe und Ausgleichsflächen,

∅ Ermittlung zukunftsfähiger Ni-
schen,

∅ Analyse kommunaler Aufgaben
(wer kann was am besten)

 und über die dafür geeigneten
Siedlungsflächen:

∅ Wohnbauland, Gewerbe- und
Ausgleichsflächen; Sonderbau-
flächen Erholung und Tourismus.

2.5 Grundlagen für Kooperations-
Themen

Bei der Entwicklung von Kooperati-
ons-Themen und Projekten, die vor
dem Hintergrund der spezifischen
Stadt-Umland-Situationen in Greifs-
wald und Stralsund für eine inter-
kommunale Kooperation geeignet
sein könnten, wurden methodisch
drei verschiedene Untersuchungsan-
sätze verfolgt.

1. Ableitung von Kooperations-
Themen und Projekten aus der
Analyse der bisherigen Sied-
lungsflächenentwicklungen3 o-
der/und raumwirksamer Planun-
gen mit Bedeutung für die flä-

                                               
3 Entwicklungszeitraum etwa 1990 - 2004

chenhaften Stadt-Umland-Ent-
wicklungen.

2. Ableitung von Kooperations-
Themen und Projekten mit
Siedlungsflächenbezug aus den
Ergebnissen und Empfehlungen
des Auftakt-Workshops.

3. Ableitung von Kooperations-
Themen und Projekten in Kom-
bination aus Siedlungsflächen-
analysen und Ergebnissen bzw.
Empfehlungen aus dem Auftakt-
Workshop.

Diese Ansätze wurden den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern des
Workshops zwei erläutert. Zusam-
mengefasst konnten dabei folgende
Erkenntnisse vermittelt werden.
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2.6 Themen aus Siedlungsflä-
chenentwicklungen

Das Forschungsinteresse des Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen (BMVBW) an
den Modellvorhaben der Raumord-
nung (MoRo) konzentriert sich auf
Handlungsansätze zur Reduzierung
der Siedlungsflächenentwicklung. Im
Sinne der "nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie" soll bis zum Jahre
2020 die Inanspruchnahme von
Siedlungsflächen bundesweit von
derzeit etwa 105 ha/Tag auf etwa 30
ha/Tag reduziert werden.4

Auch bei den Stadt-Umland-Kon-
zepten für die Städte und Gemein-
den im Stadt-Umland-Verbund von
Greifswald und Stralsund geht es im
Kern um die Frage, welche Verfah-
ren, Instrumente, Organisationsmo-
delle, Themen, Maßnahmen, Pro-
jekte etc. geeignet sind oder sein
könnten, um die Inanspruchnahme
von Siedlungsflächen nachhaltig zu
verringern5.

                                               
4 Zu den Forschungsleitfragen des BMVBW
gehören unter anderem folgende:
 Wie können im Planungsverfahren die

Zunahme der Siedlungs- und Verkehrs-
flächen gedämpft und Belange der Frei-
traumsicherung stärker berücksichtigt
werden?

 Was können planerische Instrumente
(regionaler Flächennutzungsplan, Flä-
chentausch, regionale Zielvereinbarun-
gen usw.) zur Reduktion der Flächenin-
anspruchnahme beitragen?

 Welche planungsmethodischen Innovati-
onen (z. B. Flächenbedarfsabschätzung)
können zu einer Ressourcenschonenden
Siedlungsentwicklung beitragen?

5 So verbindet der Regionale Planungsve r-
band Vorpommern mit dem Modellvorhaben
das Ziel einer Verortung und Mengenbegren-
zung zukünftiger Baulandneuausweisungen in
den Stadt-Umland-Bereichen sowie eine

Die Erarbeitung entsprechender
Konzepte setzt somit die Kenntnis
der bisherigen Siedlungsflächenent-
wicklung sowie die quantitativen und
qualitativen Schwerpunkte des Ent-
wicklungsprozesses in den beiden
Stadt-Umland-Bereichen voraus. Ei-
ne flächendeckende Analyse dieser
Entwicklungsprozesse würde zu be-
lastbaren Erkenntnissen zumindest

 über Art und Umfang der Sied-
lungsflächenentwicklungen seit
etwa 1990,

 über die vorhandenen Entwick-
lungsflächenpotenziale im Be-
stand,

 über die Potenziale der in Pla-
nung oder Entwicklung befindli-
chen neuen Flächen

 und über den voraussichtlichen
Siedlungsflächenbedarf bis zum
Jahre 2020

führen. Darauf aufbauend ließen sich
dann Themen und Projekte entwi-
ckeln, die im Rahmen einer inter-
kommunalen Kooperation zu einer
Optimierung und Konzentration der
Flächennutzungen - und damit ver-
bunden zu einer mittel- bis langfristi-
gen Reduzierung der Siedlungsflä-
cheninanspruchnahme führen kön-
nen.

Die zuvor beschriebene Methodik
der Flächenanalyse war aufgrund
der in den Stadt-Umland-Bereichen
nur begrenzt verfügbaren Daten nur
sehr eingeschränkt möglich.

                                                     
Festlegung und Einhaltung einer städtebauli-
chen Innenentwicklungsquote.

Festzustellen ist, dass der Prozess
der Siedlungsflächenentwicklung nur
in den beiden Oberzentren Greifs-
wald und Stralsund - und auch hier
nur mit einem erheblichen Zeitauf-
wand und nur mit unzureichender
Genauigkeit dargestellt werden
könnte. Eine erforderliche flächen-
hafte Kartierung und Analyse aller
Städte und Gemeinden in den bei-
den Stadt-Umland-Bereichen ist auf-
grund fehlender oder/und nicht kom-
patibler Daten und Pläne derzeit
nicht möglich.

Die exemplarisch am Beispiel der
Hansestädte Greifswald und Stral-
sund durchgeführten vereinfachten
Flächenkartierungen lassen bereits
erkennen, dass in den gemeinsamen
Oberzentren seit Anfang der 1990er
Jahre erhebliche Flächenzuwächse
in einer Größenordnung von insge-
samt etwa 380 ha zu verzeichnen
sind. So lag das Siedlungsflächen-
wachstum zwischen 1992 und 2004
in der

 Hansestadt Greifswald bei etwa
170 ha, was einem Flächen-
wachstum von rd. 80% entspricht
(von ca. 216 ha auf ca. 386 ha)

 Hansestadt Stralsund bei etwa
210 ha, was einem Flächen-
wachstum von rd. 70% entspricht
(von ca. 290 ha auf ca. 500 ha)6

                                               
6 Zum Zeitpunkt der Kartierung lagen noch
keine Angaben über die Entwicklungsflächen-
potenziale beider Städte bei den bestehenden
und in Planung befindlichen Siedlungsflächen
vor.
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 Im selben Zeitraum haben beide
Städte einen gravierenden Be-
völkerungsverlust von zusam-
men deutlich über 20.000 Ein-
wohnern zu verzeichnen.

∅ Davon rd. 16,8% in Greifswald
(ca. 9.000 EW) bzw. 18,5% in
Stralsund (ca. 12.000 EW).

Bis zum Jahre 2010 wird für beide
Städte ein weiterer Bevölkerungs-
rückgang von insgesamt etwa
10.000 EW prognostiziert.
∅ Davon rd. 7,4% in Greifswald

(ca. 4.000 EW) bzw. 10,1% in
Stralsund (ca. 6.100 EW).7

Aufgrund der Stadt-Rand-Wanderun-
gen, die zwischen den gemeinsamen
Oberzentren und ihren Umlandge-
meinden im zurückliegenden Jahr-
zehnt stattgefunden haben, ist zu
vermuten, dass auch in den Um-
landgemeinden flächenintensive
Entwicklungen in vergleichbarer
Größe stattgefunden haben.

Da entsprechende Pläne und Daten
für die Gemeinden in den beiden
Stadt-Umland-Bereichen nicht vor-
liegen, konnten die Untersuchungs-
ansätze eins8 und drei nicht weiter
verfolgt werden.

                                               
7 Die Angaben wurden den Integrierten Stad t-
entwicklungskonzepten (ISEK'S) beider Städte
entnommen
8 Untersuchungsansatz 1: Ableitung von Ko o-
perations-Themen und Projekten aus der
Siedlungsflächenanalyse. Untersuchungsan-
satz 3: Ableitung von Kooperations-Themen
und Projekten in Kombination aus Siedlungs-
flächenanalysen und Ergebnissen bzw. Emp-
fehlungen aus dem Auftakt-Workshop.

2.7 Themen aus dem Auftakt-
Workshop
Der zweite Untersuchungsansatz zur
Entwicklung von Kooperations-
Themen und Projekten für die Stadt-
Umland-Konzepte hatte eine Analyse
der Ergebnisse und Empfehlungen
zum Inhalt, die im Verlauf des Auf-
takt-Workshops von den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern gegeben
wurden. Fasst man die Ergebnisse
der Zeitreise und der Stadt-Umland-
Arbeitsgruppen zusammen, dann
lassen sich vereinfacht dargestellt
drei Themenbereiche benennen:

 Themenbereich 1: Grundlagen
∅ Dazu gehören die Ermittlung,

Aufbereitung und Analyse von
flächenbezogenen Planungsda-
ten und Entwicklungsgrundlagen

 Themenbereich 2: Aufgaben
∅ Dazu gehören eine inhaltliche

Aufgabenkritik (wer kann was am
besten im Stadt-Umland-Ver-
bund),

∅ raum- und flächenbezogene
Aufgaben der Tourismus- und
Infrastrukturentwicklung und der
Wirtschaftförderung/Entwicklung

∅ sowie die Ermittlung oder Ent-
wicklung zukunftsfähiger "Ni-
schen" mit Flächenbezug

 Themenbereich 3: Flächen
∅ Dazu gehören die Analyse von

Flächenarten, Standorten, Flä-
chenbedarfen und Nachfragen,

∅ regionale Flächenpools für Ge-
werbe- und Ausgleichsflächen-
Entwicklungen o. ä.

∅ sowie die Ermittlung oder/und
Entwicklung von Flächen, die für
Rückbau, Umnutzung, Umstruk-

turierung etc. geeignet sein
könnten.

Es galt aus diesen drei Themenbe-
reichen Kooperations-Projekte zu
entwickeln, die für eine interkommu-
nale Zusammenarbeit und eine dar-
aus resultierende Reduzierung der
Siedlungsflächenentwicklung geeig-
net sein könnten. Um die Eignung
möglicher Projekte zu beurteilen,
wurden Beurteilungskriterien oder
Indikatoren entwickelt, anhand derer
eine Eignungsprüfung möglicher
Projekte vorgenommen werden
konnte.

Dazu dienten unter anderen die in
den nachfolgend genannten fünf
Gruppen zusammengefassten Indi-
katoren:9

 Projektableitung, Flächen-/Auf-
gabenoptimierung, Konfliktträch-
tigkeit,

 Planungsgrundlagen, Datenver-
fügbarkeit, Zeitbedarf,

 Bearbeitung nach Abschluss
MoRo-Vorhaben,

 Kosten, Finanzierungsmöglich-
keiten, Fördermöglichkeiten,

 Wettbewerbsverbesserung, Ent-
wicklungseffekte, Marketingef-
fekte.

Außer den zuvor genannten Indikato-
ren wurden zusätzliche Anforderun-
gen oder Empfehlungen grundsätzli-
cher Art mit eher immateriellem oder
kulturellem Hintergrund entwickelt,
die über die Forschungsfragen des
BMVBW hinausgehen.

                                               
9 Vergleiche dazu auch die Tabelle mit der
Gesamtübersicht der Indikatoren und die
stichwortartige Beschreibung der Einzelindi-
katoren in Anlage 3
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Nach Auffassung der Arbeitsgemein-
schaft stadtraumprozess sollten
mögliche Projekte vor dem Hinter-
grund der demografischen und öko-
nomischen Situation Vorpommerns
auch Effekte ermöglichen, die über
den reinen Flächenbezug hinausge-
hen. Es wäre wünschenswert, wenn
Kooperations-Themen und Projekte
 alle Stadt-Umland-Bereiche um-

fassen, damit die beiden Städte
als gemeinsames Oberzentrum
sich nicht separieren und zu-
sammen mit den Umlandge-
meinden, Amtsverwaltungen und
Landkreisen an einem gemein-
samen Projekt arbeiten,

 auch ungewöhnliche Ideen bein-
halten und dadurch im Interesse
eines offensiven Standortmarke-
tings überregionale Aufmerk-
samkeit erzeugen,

 auch dazu beitragen, die bislang
noch nicht genügend entwickel-
ten Alleinstellungsmerkmale der
Stadt-Umland-Bereiche zu stär-
ken

 und zugleich neugierig auf das
Stadt-Umland machen, ein regi-
onales Bewusstsein stärken und
für die Menschen in Stadt und
Umland Identität stiftend wirken.

Workshop Teil 2
2.8 Stadt-Umland-Netze und

Projekte

2.9 Informationsvernetzung

Innerhalb der Stadt-Umland-Berei-
che von Greifswald und Stralsund
bestehen – nicht erst seit der Wende
– vielfältige funktionale Verflechtun-
gen in praktisch allen Bereichen der
öffentlichen Aufgabenwahrnehmun-
gen, der Wirtschaft, Beschäftigung,
Kultur, Bildung, Versorgung etc. und
des sozialen und gesellschaftlichen
Miteinanders.
Dennoch bestehen im Stadt-Umland-
Verbund zwischen den handelnden
Akteuren zumindest im Bezug auf
die Siedlungsflächenentwicklung
nicht vermutete Informations- und

Wissensdefizite, die auf einen Man-
gel an organisierter Kommunikation
und auf einen nur ungenügenden
Informationsaustausch schließen
lassen.10

Das Wissen über Siedlungsflächen-
strukturen, Flächennutzungen und
deren Veränderungen sowie die In-
formationen über Flächenpotenziale
und Flächenbedarfe ist eine – wenn
nicht sogar die  – entscheidende
Voraussetzung zur Erarbeitung kon-
sensualer Strategien für eine nach-
haltige Siedlungsflächenentwicklung.
Der Transfer raum- und flächenbe-
zogener Informationen erfordert eine
Informationsvernetzung innerhalb
der Stadt-Umland-Bereiche. Sie ist
zudem für die Aufstellung und Fort-
schreibung der regionalen Raumord-
nungsplanung in Vorpommern un-
verzichtbar.

Auch vor dem Hintergrund des For-
schungsinteresses, das BMVBW und
BBR mit dem Modellvorhaben der
Raumordnung in Vorpommern ver-
binden, kommt der Vernetzung der
raum- und flächenbezogenen Infor-
mationen im Stadt-Umland-Verbund
eine besondere Bedeutung zu.

                                               
10 So sind selbst bei leitenden Verwaltung s-
mitarbeiter/Innen die Existenz der von Städ-
ten, Landkreisen und der Sparkasse getrage-
nen Wirtschaftsförderungsgesellschaft Vor-
pommern und deren Aktivitäten und Zustän-
digkeiten kaum bekannt(!). Ebenso gibt es z.
B. zwischen den jeweiligen Gemeinden und
Amtsverwaltungen kaum Informationen über
laufende Planungen und Projekte, Flächenbe-
stände und Entwicklungspotenziale oder über
die in den Gemeinden sehr unterschiedliche
Praxis der Datenerhebung, Kartierung und
Bestandspflege.
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Aufgrund dieser Situation eignet sich
das thematische Leitbild der »ver-
netzten Stadt-Umland-Region« oder
der »Stadt-Umland-Netze« am bes-
ten, um den zu entwickelnden Koo-
perations-Projekten einen sinnhaften
Überbau zu geben.
Durch einen organisierten und koor-
dinierten Austausch von Wissen und
Informationen im Sinne einer laufen-
den Raumbeobachtung werden die
Stadt-Umland-Bereiche in räumlicher
Hinsicht mit ihren Siedlungsflächen
und Baulandpotenzialen, ihrer Land-
schaft, ihren Flächenangeboten und
Flächenbedarfen, ihren Plänen und
Entwicklungsvorstellungen »ver-
netzt«.

Vernetzung steht in diesem Sinne für
eine aktive Teilhabe aller lokalen
Akteure an den Entwicklungen der
Stadt-Umland-Bereiche und an den
Vorteilen eines zielgerichteten, ge-
meinsamen regionalen Handelns.

Dies eröffnet ein breites Spektrum an
möglichen Kooperations-Projekten.
Das »informationsvernetzte« Stadt-
Umland könnte Siedlungsflächenbe-
zogene Grundlagen schaffen

 für lokale Verortungen von Land-
marken, Nischenprodukten oder
Zwischennutzungen auf Gewer-
be- oder Wohnbaulandflächen;

 für die Aktivierung endogener
Potenziale und Angebote im Be-
reich Tourismus, Freizeit, Se-
geln, Wasser;

 für die Nachfrage nach alters-
spezifischen "Nischen"-Angebo-
ten (Generation 50 plus, Leben,
Bildung, Kultur);

 für die Erhebung und Kommuni-
kation von Daten, Plänen, Ent-
wicklungsgrundlagen und Zielen

 und für einen interkommunalen
Flächenausgleich bei regional
bedeutsamen Entwicklungspro-
jekten.

In den vernetzten Stadt-Umland-
Bereichen könnten darüber hinaus
die zuvor beispielhaft genannten
Orte und Nischen, die Nutzungen
und Potenziale, die Daten, Flächen,
Projekte etc. nicht nur untereinander,
sondern auch miteinander vernetzt
werden.
Dies alles im Interesse einer nach-
haltigen Siedlungsflächenentwick-
lung und dem erklärten Ziel, die In-
anspruchnahme bestehender Sied-
lungsflächenpotenziale und die Ent-
wicklung darüber hinaus gehender
neuer Siedlungsflächen an den tat-
sächlich zu erwartenden Flächenbe-
darfen innerhalb der kommenden
ein- bis eineinhalb Jahrzehnte zu o-
rientieren.

∅ Es geht bei den "Stadt-Umland-
Netzen" also nicht darum, die
räumlich funktionalen Entwick-
lungsmöglichkeiten der beteilig-
ten Gebietskörperschaften zu
beschneiden.
Gestützt auf qualifizierte Pla-
nungsinformationen erhalten die
Gebietskörperschaften die Mög-
lichkeit, ihre Siedlungsflächen-
entwicklung innerhalb ihrer vor-
handenen Flächenpotenziale zu
optimieren.
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2.10 Entwickelte Themen und
Projekte

Bei der Entwicklung von Projekten
stellte sich die Frage, welche The-
men, Aufgaben, Beispiele etc. ge-
eignet sein könnten, unter dem
"Dach" der vernetzten Stadt-Umland-
Region weitgehend konfliktfrei bear-
beitet zu werden, Effekte und über-
regionale Aufmerksamkeiten zu er-
zielen, personell, infrastrukturell und
zeitnah leistbar und zugleich finan-
zierbar und förderfähig sind.

Aus dem Spektrum der möglichen
Projekte wurden die im folgenden,
stichwortartig beschriebenen drei
Kooperations-Themen und sieben
Kooperations-Projekte entwickelt11:

 Thema 1:
Vernetzung von Grundlagen
Gegenstand: Regionale Pla-
nungs-, Steuerungs- und Ent-
scheidungsgrundlagen; Beteili-
gungs- und Abstimmungspro-
zesse, prozess- und ent-
wicklungsorientierte Daten, A-
nalysen und Pläne; Informati-
onstechnologie und Kommuni-
kation etc.

                                               
11 Eine umfangreichere Beschreibung der
Projekte ist in der Anlage 4 enthalten

∅ Projekt 1:
Informations-Vernetzung /
Aufbau raumbezogener Pla-
nungsgrundlagen

Ziele:
 Aufbau einer raumbezogenen

Planungsdatenbank für ausge-
wählte Siedlungsflächen zur A-
nalyse und Steuerung raumwirk-
samer Veränderungen mit Flä-
chenbezug.

 Reduzierung der Inanspruch-
nahme von Siedlungsflächen im
Stadt-Umland-Verbund durch
Informationsvernetzung. Kon-
sensuale Erarbeitung entspre-
chender interkommunaler Ver-
einbarungen.

 Überführung der Ergebnisse in
das Regionale Raumordnungs-
programm Vorpommern.

∅ Projekt 2:
Standort-Vernetzung / Stand-
ort-Informations-System Ge-
werbe- und Dienstleistungs-
einrichtungen

Ziele
 Aufbau eines qualitativen Stand-

ort-Informations-Systems zur
Optimierung der Ausweisung von
Gewerbeflächen sowie der Pfle-
ge und Ansiedlung von Gewer-
be- und Dienstleistungsbetrie-
ben.

 Reduzierung der Inanspruch-
nahme von GE-Flächen durch
qualitative Standortvernetzungen

 und Entwicklung im Stadt-
Umland-Verbund. Konsensuale
Erarbeitung entsprechender in-
terkommunaler Vereinbarungen.

 Überführung der Ergebnisse in
das Regionale Raumordnungs-
programm Vorpommern.
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∅ Projekt 3:
Abstimmungs-Vernetzung /
Koordinierung Bauleitplanun-
gen und Einvernehmen

Ziele
 Optimierung, Vereinfachung,

Beschleunigung etc. der Ab-
stimmungsverfahren bei regional
bedeutsamen Bauleitplänen, In-
vestitionen und Vorhaben nach
BauGB.

 Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme durch Aufgaben-
vernetzung und Koordinierung
räumlicher Planungen im Stadt-
Umland-Verbund. Konsensuale
Erarbeitung entsprechender in-
terkommunaler Vereinbarungen.

 Überführung der Ergebnisse in
das Regionale Raumordnungs-
programm Vorpommern.

 Thema 2:
Vernetzung von Aufgaben
Gegenstand: Tourismus-, Frei-
zeit- und Infrastruktureinrichtun-
gen und Standorte; Sportboot-
häfen/vernetzte Jollenstationen,
Ostsee, Natur und Landschaft,
spezifische Wassersportange-
bote für Kinder und Jugendliche
in der Boddenlandschaft, Revie-
re, Wegenetze, Ferienhausanla-
gen, Camping, Hotel, Gastrono-
mie etc.
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∅ Projekt 4:
Tourismus-Vernetzung / »Op-
timisten« Bodden, Sund &
mehr

Ziele:
 Aufbau eines beide Stadt-

Umland-Bereiche umfassenden
Tourismus- und Freizeitinfra-
strukturnetzes. Schwerpunktset-
zung auf Küstenlandschaft
(Bodden/Sund) bezogene Segel-
/Wasser-/Naturtourismus Ange-
bote für Kinder, Jugendliche und
Familien (insb. Optimisten-
Segeln, Jollensegeln, Küstenka-
nuten).

 Reduzierung der Inanspruch-
nahme neuer Tourismus- und
Landschaftsflächen im Stadt-
Umland-Verbund durch Vernet-
zung und Optimierung vorhan-
dener Standorte. Konsensuale
Erarbeitung entsprechender in-
terkommunaler Vereinbarungen.

 Überführung der Ergebnisse in
das Regionale Raumordnungs-
programm Vorpommern.

 Thema 2:
Vernetzung von Aufgaben
Gegenstand: Demografischer
Wandel und damit verbundene
Chancen für den Raum Stral-
sund-Greifswald, Lebens- und
Umweltqualität, Bildung und
Kultur, Gesundheitsversorgung,
nachfrageorientierte Wohnstand-
orte, Modellprojekte für ein neu-
es Wohnen in der dritten Le-
bensphase,  repräsentative
Wohnanlagen, denkmalge-
schützte Gebäude

∅ Projekt 5:
»Nischen«-Vernetzung / Woh-
nen »Generation 50 plus«

Ziele
 Ansiedlung und Bindung gut si-

tuierter mobiler Bevölkerungs-
gruppen mit spezifischen Bil-
dungs- und Kulturinteressen
(Altersgruppe 50 plus) an die
Region.

 Reduzierung der Inanspruch-
nahme von Siedlungsflächen
durch Aktivierung brach liegen-
der Wohnstandorte im Stadt-
Umland-Verbund. Konsensuale
Erarbeitung entsprechender in-
terkommunaler Vereinbarungen.

 Überführung der Ergebnisse in
das Regionale Raumordnungs-
programm Vorpommern.
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 Thema 3:
Vernetzungen von Flächen
Gegenstand: Siedlungsränder,
Landmarken, Identität stiftende
Landschaftsobjekte, Brachflä-
chen, suboptimal genutzte Ge-
werbe-, Dienstleistungs- oder/
und Wohnstandorte, potenzielle
Rückbauflächen, Kulturland-
schaft, Naherholung, regenerati-
ve Energien/ Biomassenutzung
etc.

∅ Projekt 6:
Brachen-Vernetzungen / Zwi-
schennutzungen von Flächen-
brachen und Flächenreserven

Ziele
 „Mehrwert“ erzielen auf plane-

risch gesicherten, aber bisher
noch nicht genutzten Gewerbe-
und Sonderbauflächen (ggf.
Wohnbauflächen) durch kreative
Zwischennutzung, Effekte für
Landschaftsbild, Naherholung
und Klimaschutz, Nutzung rege-
nerativer Energien, nachwach-
sender Rohstoffe, Marketing-
effekte für das Stadt-Umland.

 Reduzierung der Inanspruchnah-
me von Siedlungsflächen durch
vernetzte landschaftliche, ener-
getische und ökologische Zwi-
schennutzungen im Stadt-Um-
land-Verbund. Konsensuale Er-
arbeitung entsprechender inter-
kommunaler Vereinbarungen.

 Überführung der Ergebnisse in
das Regionale Raumordnungs-
programm Vorpommern.

 Thema 3:

Vernetzung von Flächen
Gegenstand: Kooperative Steue-
rung und Umsetzung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen,
Vereinfachung und Beschleuni-
gung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren, Bevorra-
tung von Kompensationsflächen
und –maßnahmen, zielgerichtete
Lenkung und Bündelung von
Naturschutzmaßnahmen, Flä-
chenmanagement etc.

∅ Projekt 7:
Ausgleichsflächen-
Vernetzungen / Einrichtung ei-
nes regionalen Ausgleichs-
Flächenpools

Ziele
 Optimierte Umsetzung der Ein-

griffsregelung in der Bauleit- und
Fachplanung durch einen regio-
nalisierten Flächen- und Maß-
nahmenpool für Kompensations-
maßnahmen.

 Reduzierung der Inanspruchnah-
me potenzieller Ausgleichsflä-
chen durch vernetzte Flächen-
pools im Stadt-Umland-Verbund.
Konsensuale Erarbeitung ent-
sprechender interkommunaler
Vereinbarungen.

 Überführung der Ergebnisse in
das Regionale Raumordnungs-
programm Vorpommern.
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2.11 Empfehlungen Workshopteil-
nehmer

Die zuvor beschriebenen Themen
und Projekte wurden von den Work-
shopteilnehmerinnen und Teilneh-
mern im Hinblick auf ihre Eignung
diskutiert und im Anschluss daran
mit Punkten bewertet.
Die Kommentierung der Projekte in
der Diskussion machte deutlich, dass
aus Sicht der Beteiligten grundsätz-
lich alle Projekte für eine interkom-
munale Kooperation geeignet waren.
Die erfolgreiche Realisierung einiger
Projekte wurde jedoch skeptisch be-
urteilt

12. " Vor etwa 10 Jahren ", so ein
Workshop Teilnehmer, "hätte man
mit Hilfe dieser Projekte die Sied-
lungsflächenentwicklung tatsächlich
noch steuern können. Jetzt dürfte
dies nur noch eingeschränkt möglich
sein."
Bei der abschließenden Bewertung
der Projekte wurden drei als geeig-
net betrachtet, um weiter bearbeitet
zu werden:

                                               
12 Dazu gehörten die Projekte 3 (Koordini e-
rung Bauleitplanung); Projekt 5 (Wohnen Ge-
neration 50 plus) und Projekt 6 (Zwischennut-
zungen von Flächenreserven)

 Thema 1:
Vernetzung von Grundlagen /
Informations-Vernetzung

∅ Projekt 1: Aufbau einer raumbe-
zogenen Planungsdatenbank

 Thema 2:
Vernetzung von Aufgaben / Tou-
rismus-Vernetzung

∅ Projekt 4: Optimisten, Bodden,
Sund und mehr

 Thema 3:
Vernetzung von Flächen / Aus-
gleichsflächen

Projekt 7: Einrichtung eines regio-
nalen Ausgleichsflächenpools
(Grün-, Landschafts- und Frei-
/Brachflächen)
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MoRo-Werkstatt BBR
3.0 Zweite bundesweite MoRo-
Werkstatt

3.1 Ergebnisse
Die zuvor beschriebenen Ergebnisse
des Workshops zwei wurden am 21.
April auf der zweiten bundesweiten
Werkstattveranstaltung des Bundes-
amtes für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR) in Mannheim vorgestellt
und unter Beteiligung aller mitwir-
kenden Modellregionen diskutiert.

Die Vielfalt der vom Planungsver-
band vorgestellten Projekte der
»Stadt-Umland-Netze« und die damit
verbundenen interkommunalen Ko-
operationsmöglichkeiten in den
Stadt-Umland-Gemeinden von
Greifswald und Stralsund wurden als
gut geeignet angesehen, um einen
wirksamen Beitrag zur nachhaltigen
Siedlungsentwicklung im Sinne des
Modellvorhabens zu leisten.

Als Ergebnis der Fachdiskussionen
in Mannheim lassen sich für die
weitere Bearbeitung der Stadt-
Umland-Konzepte Greifswald und
Stralsund zwei Empfehlungen zu-
sammenfassen.
1. Weiterverfolgung des themati-

schen Leitbildes der »Stadt-
Umland-Netze« und Konzentra-
tion auf das Thema/Projekt, das
den intensivsten Siedlungsflä-
chenbezug erwarten lässt. Dabei
sollten beispielhaft flächenpoliti-
sche Mengenziele benannt und
in eine interkommunale Koope-
ration einbezogen werden.

2. Trotz der problematischen Da-
tenlage in den Stadt-Umland-
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Gemeinden wurde darüber hin-
aus angeregt, vereinfachte Flä-
chenbedarfsabschätzungen zu
erarbeiten und die Möglichkeiten
zu prüfen, die künftige Flächen-
inanspruchnahme im Rahmen
regionaler Zielvereinbarungen zu
regeln.

3.2 Auswirkungen auf Themen
und Projekte in Vorpommern

Überträgt man die Diskussionser-
gebnisse und Empfehlungen des
BBR aus der zweiten MoRo-
Werkstatt auf die möglichen Koope-
rations-Themen und Projekte in den
Stadt-Umland-Bereichen Greifswald
und Stralsund, so ist festzustellen,
dass der intensivste Siedlungsflä-
chenbezug bei den folgenden The-
men/Projekten zu finden ist:
 Thema 1:

Vernetzung von Grundlagen
∅ Projekt 1: Informations-Vernet-

zung / Aufbau einer Raumbezo-
genen Planungsdatenbank (G-,
M-, S- oder W-Flächen).

∅ Projekt 2: Standort-Vernetzung/
Standort-Informations-System
Gewerbe- und Dienstleistungs-
einrichtungen (G- oder M-
Flächen)

 Thema 3:
Vernetzung von Flächen

∅ Projekt 6: Brachflächen-Vernet-
zungen/ Zwischennutzungen von
Flächenbrachen und Flächenre-
serven (G-, M-, S-, oder W-
Flächen)

∅ Projekt 7: Ausgleichsflächen-
Vernetzung / Einrichtung eines

regionalen Ausgleichsflächen-
pools (Grün-, Landschafts- und
Frei-/Brachflächen)

Diese Themen und Projekte galt es
im Sinne der Empfehlungen der 2.
MoRo-Werkstatt zu überprüfen, ge-
gebenenfalls zu modifizieren oder/
und in einem Projekt zusammenzu-
fassen. Eines dieser Projekte würde
dann Thema einer interkommunalen
Kooperation und Gegenstand einer
regionalen Zielvereinbarung werden.

Die für diese Vorgehensweise zur
Verfügung stehenden Daten- und
Planungsgrundlagen sind im »Regi-
onalen Raumordnungskataster« des
Amtes für Raumordnung und Lan-
desplanung Vorpommern (AfRLVP)
enthalten. In diesem Raumord-
nungskataster werden alle von den
Stadt-Umland-Gemeinden ange-
zeigten Bauleitplanungen, zu denen
das AfRLVP Stellungnahmen abgibt,
vorgehalten.

Ergänzende Abstimmungen
4.0 Werkstattgespräche mit Stadt-
Umland-Gemeinden

4.1 Regionales Raumordnungska-
taster

Die Übertragung der im Raumord-
nungskataster enthaltenen Bauflä-
chen in geeignete Planunterunterla-
gen für alle Stadt-Umland-Gemein-
den hat zunächst einen generellen
Überblick über die von den Gebiets-
körperschaften angezeigten Pläne
und Bauflächen ergeben. Bei der
gemeindebezogenen Auswertung
der Daten wurde jedoch festgestellt,
dass im Raumordnungskataster kei-
ne Angaben
∅ über den Verfahrensstand der

angezeigten Bauleitpläne (Of-
fenlegung? Stand § 33 BauGB?
Satzung? Verfahrenseinstel-
lung?...) nach Stellungsnahme
des AfRLVP,

∅ über den Realisierungsstand der
angezeigten Baugebiete (Er-
schlossen? nicht erschlos-
sen?...),

∅ über den Anteil der bebauten,
belegten, vergebenen oder freien
Grundstücke,

∅ über Gebiete mit Abrundungs-
satzungen und die darin enthal-
tenen Bauflächenreserven,

∅ über Bauflächenreserven im un-
beplanten Innenbereichen und
im Außenbereich (§§ 34/35
BauGB)

∅ und über die Eigentumsverhält-
nisse (Öffentlich? Privat? Be-
triebseigentum?...)

enthalten sind - und derzeit auch
nicht enthalten sein können. Das
hängt mit der Methodik der vom
AfRLVP erfassten (bzw. durch die
Gemeinden zur Verfügung gestell-
ten) Daten zusammen.
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Bislang werden vom AfRLVP ledig-
lich die von den Gemeinden ange-
zeigten Bauleitpläne im Raumord-
nungskataster erfasst. Eine laufende
Fortschreibung oder Aktualisierung
dieser Daten erfolgt nicht. Dem
AfRLVP liegen daher auch keine In-
formationen über sonstige Sat-
zungsgebiete in den Gemeinden vor
- zum Beispiel Satzungen für Ge-
biete nach §§ 34/35 BauGB, inner-
halb derer Bauflächen entwickelt o-
der ausgewiesen werden.

Ebenso findet zwischen den Stadt-
Umland-Gemeinden und dem
AfRLVP keine Dateninformation über
Bauflächenreserven im Innen- oder
Außenbereich oder über Bauflä-
chenpotenziale innerhalb von B-Plan
Gebieten nach § 30 BauGB statt.

∅ Im Ergebnis ist festzustellen,
dass wesentliche Planungs- und
Datengrundlagen, die für die
Fortschreibung der vier Projekte,
für die Ermittlung von Flächen-
bedarfsabschätzungen und dar-
aus abzuleitenden flächenpolit-
schen Mengenzielen unverzicht-
bar sind, im Raumordnungska-
taster nicht enthalten sind.13

                                               
13 Dieser Tatbestand bestätigt die bereits im
Abschnitt 2.9 getroffene Einschätzung, nach
der es sowohl innerhalb der Stadt-Umland-
Gemeinden als auch zwischen den Stadt-
Umland-Gemeinden und dem Regionalen
Planungsverband Vorpommern (RPV) ein De-
fizit an organisierten Informationen und Kartie-
rungen des Siedlungsflächenbestandes und
der verfügbaren Siedlungsflächenpotenziale
gibt. Einer Vernetzung Raum- und Flächenbe-
zogener Daten innerhalb der Stadt-Umland-
Bereiche und dem RPV kommt damit nicht nur
für die Bearbeitung des MoRo-Vorhabens,
sondern auch für die Entwicklungssteuerung

Um dennoch verwertbare Daten- und
Planungsgrundlagen14 für die weitere
Bearbeitung zu erhalten, wurden
gemeinsam mit dem RPV und Ver-
tretern der Städte, Gemeinden und
Amtsverwaltungen am 23. 05., 22.
06. und 29. 06. 2005 zusätzliche
Werkstattgespräche geführt. Diese
Werkstattgespräche hatten im We-
sentlichen folgende Ziele:
 Überprüfen, Ergänzen und Aktu-

alisieren der Angaben des
Raumordnungskatasters (G-, M-,
S- und W-Flächen in B-Plan, F-
Plan und sonstigen Satzungsge-
bieten)

 Ermittlung des Siedlungsflä-
chenbestandes und der Sied-
lungsflächenpotenziale (Bauflä-

                                                     
im regionalen Planungsraum Vorpommern ei-
ne besondere Bedeutung zu.
∅  Unabhängig von dem aktuellen MoRo-

Vorhaben sollte daher der in Abschnitt
2.10 beschriebene Aufbau einer Raum-
und Flächenbezogenen Planungsdaten-
bank für ausgewählte Siedlungsflächen
von den beteiligten Gebietskörperschaf-
ten unter Federführung des RPV als ge-
meinsames interkommunales Projekt ini-
tiiert werden.

14 In Abstimmung mit dem RPV und den bete i-
ligten Gebietskörperschaften wurden nur vier
Flächenarten (Gewerbe-, Mischgebiets-, Son-
derbau- und Wohnbauflächen) in die Bear-
beitung einbezogen.

chenreserven) für die zuvor ge-
nannten Flächenarten

 Einschätzung und Abstimmung
der aus Sicht der Stadt-Umland-
Gemeinden benötigten Aus-
gleichsflächenbedarfe für Infra-
strukturprojekte, Maßnahmen,
Vorhaben etc.15

 Abstimmung über eine mögliche
Einbeziehung von Flächenbe-
darfen der in den beiden Ober-
zentren in der Fortschreibung
befindlichen »Integrierten Stadt-
Entwicklungs-Konzepte« (ISEK)

                                               
15 Der Bedarf an Ausgleichsflächen zum Be i-
spiel für regional bedeutsame Infrastruktur-
projekte, neue Gewerbe- oder Wohnbauflä-
chen etc. wurde von den Städten und Ge-
meinden beider Stadt-Umland-Bereiche als
sehr gering eingeschätzt. Die Werkstattteil-
nehmer waren einvernehmlich der Auffas-
sung, dass »mangels Masse« auf die weitere
Bearbeitung des Projektes 7 (Einrichtung ei-
nes regionalen Ausgleichsflächenpools), ver-
zichtet werden sollte.
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Die aufgrund der Werkstattgesprä-
che vorgenommenen Ergänzungen
und Aktualisierungen des Raumord-
nungskatasters für alle Stadt-
Umland-Gemeinden in Greifs-
wald/Stralsund umfassen im We-
sentlichen
 die bislang nicht erfassten Sat-

zungsgebiete (§§ 34/35),

 den Anteil der freien/unbebauten
Grundstücke innerhalb von B-
Plan und Satzungsgebieten

 sowie die in F-Plänen darge-
stellten Entwicklungsflächen, für
die keine B-Pläne oder Satzun-
gen vorliegen einschließlich der
dar in  en tha l tenen  f re i -
en/unbebauten Flächen16.

                                               
16 Die Angaben über die freien/unbebauten
Flächen in den jeweiligen Gebieten beruhen
größtenteils auf Erfahrungswerten der zustän-
digen Stadtplaner oder/und Wirtschaftsförde-
rer.

Der Siedlungsflächenbestand und
die Entwicklungspotenziale innerhalb
von Gebieten nach §§ 34/35 konnten
von den beteiligten Stadt-Umland-
Gemeinden nur partiell erfasst wer-
den und fanden daher bei der Er-
gänzung und Aktualisierung des
Raumordnungskatasters keine Be-
rücksichtigung.
Aufgrund dieser Situation liegt die
Vermutung nahe, dass der Anteil
freier Flächen in den beiden Stadt-
Umland-Bereichen deutlich über den
im Raumordnungskataster enthalte-
nen Angaben liegen wird.

Festzuhalten bleibt, dass auch das
ergänzte und aktualisierte Raumord-
nungskataster nicht den tatsächli-
chen Siedlungsflächenbestand und
die vorhandenen Entwicklungsflä-
chenpotenziale in den beiden Stadt-
Umland-Bereichen abbilden kann.
Dazu wäre eine flächendeckende
Bestandsaufnahme und Kartierung
der gesamten Stadt-Umland-Region
erforderlich, die jedoch im Rahmen
des MoRo-Vorhabens nicht leistbar
ist.

Diese Situation ist für keinen der
Beteiligten zufriedenstellend! Den-
noch stellt das in den Werkstattge-
sprächen ergänzte und aktualisierte
Raumordnungskataster eine hinrei-
chend genaue Grundlage für die Be-
stimmung flächenpolitischer Men-
genziele, für eine vereinfachte Flä-
chenbedarfsabschätzung und darauf
aufbauende regionale Zielvereinba-
rungen dar.

Letztlich wird es bei dem Modellvor-
haben in Vorpommern nicht auf die
exakte Erhebung der Flächendaten,
sondern vielmehr auf das »Konsen-
sual-Prinzip« bei der Ermittlung der
Mengenziele und der auf Flächenbe-
darfen beruhenden Prioritätenset-
zung bei der Inanspruchnahme von
Siedlungsflächen ankommen.

Vor diesem Hintergrund lassen sich
die praktischen Ergebnisse der
Werkstattgespräche am Beispiel der
Siedlungsflächensituation im Stadt-
Umland-Greifswald wie folgt darstel-
len.
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4.2 Erste Zwischenergebnisse
Stadt-Umland-Greifswald

Die Ergänzung und Aktualisierung
des Raumordnungskatasters für das
Stadt-Umland-Greifswald17 zeigt,
dass nunmehr ein Bestand von Ge-
werbe, Mischgebiets-, Sonderbau-
und Wohnbauflächen in einer Grö-
ßenordnung von insgesamt (Greifs-
wald und Umlandgemeinden) rd.
1.462 ha (=100%) im Raumord-
nungskataster enthalten ist
 Davon entfallen rd. 1.088 ha

(=74%) auf die Hansestadt
Greifswald und rd. 374 ha
(=26%) auf die 11 Umlandge-
meinden.

Von den insgesamt rd. 1.462 ha
Siedlungsflächenbestand sind insge-
samt rd. 534 ha (=37%) frei.
 Davon entfallen rd. 500 ha

(=94%) auf die Hansestadt
Greifswald und rd. 34 ha (=6%)
auf die 11 Umlandgemeinden.

Unterteilt in die vier untersuchten
Siedlungsflächenarten ergibt sich
folgendes Bild:

 Verteilung der Flächenarten

Greifswald Umland
Art

ha % ha %

G 382 90% 43 10%

M 55 97% 2 3%

                                               
17 Dazu gehören die Hansestadt Greifswald
und die 11 Umland-Gemeinden: Loissin,
Kemnitz, Mesekenhagen, Neuenkirchen, Wa-
ckerow, Levenhagen, Hinrichshagen, Weiten-
hagen, Behrenhoff, Diedrichshagen und
Kirchdorf

S 124 83% 25 17%

W 527 63% 304 37%

Summe 1.088 74% 374 26%

 Verteilung der freien Flächen

Greifswald Umland
Frei

ha % ha %

G 117 86% 19 14%

M 15 100% 0 0

S 45 96% 2 4%

W 323 96% 13 4%

Summe 500 94% 34 6%

 Freie gewerbliche Bauflächen

 Stadt-Umland-Greifswald: 136ha
 Greifswald: 117 ha(86%)
 Umland: 19 (14%)

 Freie Gemischte Bauflächen

 Stadt-Umland-Greifswald: 15 ha
 Greifswald: 15 ha (100%)
 Umland: -/-

 Freie Sonderbauflächen

 Stadt-Umland Greifswald: 47 ha
 Greifswald: 45 ha (96%)
 Umland: 2 ha (4%)

 Freie Wohnbauflächen

 Stadt-Umland Greifswald: 336 ha
 Greifswald: 323 ha (96%)
 Umland: 13 ha (4%)

Bei einer ersten Einschätzung der
Flächensituation im Stadt-Umland-

Greifswald wird die herausgehobene
Bedeutung des Oberzentrums im
Stadt-Umland-Gefüge deutlich. Das
gilt nicht nur für die Verteilung des im
Raumordnungskataster enthaltenen
Siedlungsflächenbestandes, der zu
rd. 74% (=1.088 ha) auf Greifswalder
Stadtgebiet liegt.

∅ Insbesondere bei den Entwick-
lungsflächenpotenzialen lässt
sich die Bedeutung der Hanse-
stadt Greifswald für die Stadt-
Umland-Entwicklung erkennen.
Mit einem Anteil von 94% (rd.
500 ha) aller freien Bauflächen
im Stadt-Umland ist davon aus-
zugehen, dass die Schwer-
punkte der Siedlungsflächen-
entwicklung in den kommenden
eineinhalb bis zwei Jahrzehnten
auf dem Greifswalder Stadtge-
biet liegen werden.

Das dürfte vor allem für die Inan-
spruchnahme der Wohnbauflächen
von Bedeutung sein. Hier liegen
nicht nur prozentual (96%), sondern
auch absolut mit rd. 323 ha freien
Wohnbaulandflächen praktisch die
gesamten im Raumordnungskataster
erfassten Entwicklungspotentiale in
der Hansestadt Greifswald. Innerhalb
dieser Flächen könnten etwa 4.500 –
5.000 neue WE entstehen. Bei einer
unterstellten Belegungsdichte von
etwa 2.0 wäre ein Einwohnerzu-
wachs von etwa 9.000 – 10.000 EW
erforderlich, um diese Wohnbauflä-
chen zu füllen.

Diesem großen Flächenpotenzial
steht ein prognostizierter Einwohner-
rückgang in Greifswald bis zum Jah-
re 2010 von etwa 4.000 EW gegen-
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über.18 Das lässt vermuten, dass
zumindest mittelfristig nicht alle
Wohnbauflächen in Anspruch ge-
nommen werden können.

Es bleibt abzuwarten, wie bei dieser
Flächenkonzentration und den Ent-
wicklungspotenzialen im Oberzent-
rum interkommunale Kooperations-
möglichkeiten bei Mengenzielen,
Flächenbedarfen und regionalen
Ziel-vereinbarungen mit allen betei-
ligten Gebietskörperschaften im
Stadt-Umland-Verbund erreicht wer-
den können.

5.0 Weiteres Verfahren

Die Auswertung, Kartierung und Vi-
sualisierung des ergänzten und ak-
tualisierten Raumordnungskatasters
für beide Stadt-Umland-Bereiche
wird die Arbeitsgrundlage für den
Workshop drei darstellen. Im Mittel-
punkt dieses Workshops wird die
Diskussion über Mengenziele und
Flächenbedarfe sowie über mögliche
Prioritäten bei der Inanspruchnahme
von Siedlungsflächen stehen.

                                               
18 Vergleiche dazu auch die Angaben in A b-
schnitt 2.6
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Anlage 1

Teilnehmer Workshop zwei 05. April 2005
Institution Name Funktion

Christiane Falck-Steffens GS RPV/Amtsleiterin AfRLVP
Dr. Lydia Neugebauer AfRLVP Dezernentin

Dr. Carola Schmidt AfRLVP SG 200

Amt für Raumordnung und Landes-
planung Vorpommern (AfRLVP)

Ilona Dinse & Margrit Adamek Organisation Auftakt-Workshop

Ministerium für ???? Dr. Peter Hajny

Stadt-Umland Greifswald

Hansestadt Greifswald Uwe Rieger Leiter des OB – Büros
Landkreis Ostvorpommern Manfred Saborowski Sachgebietsleiter Kreisplanung

Landkreis Nordvorpommern

Amt Miltzow
 Gemeinde Kirchdorf

Amt Landhagen

 Gemeinde Behrenhoff

 Gemeinde Diedrichshagen Detlef Neumann Bürgermeister

 Gemeinde Hinrichshagen

 Gemeinde Levenhagen

 Gemeinde Mesekenhagen

 Gemeinde Neuenkirchen

 Gemeinde Wackerow

 Gemeinde Weitenhagen

Amt Lubmin
 Gemeinde Kemnitz

 Gemeinde Loissin

Stadt-Umland Stralsund

Hansestadt Stralsund Karin Herborn Stadtplanerin Bauamt
Landkreis Nordvorpommern Henry Schmuhl Sachbereich Kreisplanung

Landkreis Rügen

Amt Südwest Rügen
 Gemeinde Altefähr

Amt Miltzow Gabriele Dörner Amtsvorst. Miltzow/Bgm. Kirchdorf
 Gemeinde Brandshagen

Amt Altenpleen Günter Thomas LVB Amt Altenpleen
 Gemeinde Klausdorf

 Gemeinde Kramerhof

 Gemeinde Preetz

 Gemeinde Prohn

Peter Forchhammer LVB Amt Niepars
Amt Niepars

Gabriele Eckardt Bauamt

 Gemeinde Lüssow

 Gemeinde Pantelitz

 Gemeinde Steinhagen

 Gemeinde Wendorf

 Gemeinde Zarrendorf

stadtraumprozess

 Plusfünf Dr. Volker Zahn
 Trüper Gondesen Partner Peter Hermanns

 Petersen Pörksen Partner Doris Grondke
Beauftragte Arbeitsgemeinschaft
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Anlage 1

Teilnehmer Workshop zwei 05. April 2005
Institution Name Funktion

Christiane Falck-Steffens GS RPV/Amtsleiterin AfRLVP
Dr. Lydia Neugebauer AfRLVP Dezernentin

Amt für Raumordnung und Landes-
planung Vorpommern (AfRLVP)

Ilona Dinse Organisation, Versorgung
Ministerium für Arbeit, Bau und
Landesentwicklung

Dr. Peter Hajny Referatsleiter

Stadt-Umland Greifswald

Hansestadt Greifswald
Uwe Rieger

Anette Ibendorf

Leiter des OB – Büros

Stadtplanungsamt

Landkreis Ostvorpommern
Matthias Lietz
Jörg Hasselmann

Kreistagspräsident
Stellv. Landrat

Landkreis Nordvorpommern Henry Schmuhl
Fachgebiet Planung und Wirtschafts-
förderung

Amt Miltzow
Andreas Heite

Bodo Lobodsinski

LVB

Sachgebiet Planung

 Gemeinde Kirchdorf
Gabriele Dörner
Michael Töppner

Bürgermeisterin
Stellv. Bürgermeister

Dr. Gabriele Haack LVB
Amt Landhagen

Gundula Neumann Leiterin Bauamt

 Gemeinde Behrenhoff

 Gemeinde Diedrichshagen Detlef Neumann Bürgermeister

 Gemeinde Hinrichshagen

 Gemeinde Levenhagen

 Gemeinde Mesekenhagen Geerd-Christoph Seidlein Bürgermeister

 Gemeinde Neuenkirchen

 Gemeinde Wackerow Manfred Hering Bürgermeister

 Gemeinde Weitenhagen

Amt Lubmin Astrid Holzhüter LVB
 Gemeinde Kemnitz

 Gemeinde Loissin

Stadt-Umland Stralsund

Hansestadt Stralsund Karin Herborn Stadtplanerin Bauamt

Landkreis Nordvorpommern Henry Schmuhl
Fachgebiet Planung und Wirtschafts-
förderung

Landkreis Rügen Christoph Löwen Bauamt

Amt Südwest Rügen
 Gemeinde Altefähr

Amt Miltzow Gabriele Dörner Amtsvorst. Miltzow/Bgm. Kirchdorf
 Gemeinde Brandshagen

Amt Altenpleen Günter Thomas LVB Amt Altenpleen
 Gemeinde Klausdorf

 Gemeinde Kramerhof Klaus Pöttrich Entwicklungsgesellschaft Kramerhof

 Gemeinde Preetz

 Gemeinde Prohn Peter Messing Bürgermeister

Peter Forchhammer LVB Amt Niepars
Amt Niepars

Gabriele Eckardt Bauamt
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 Gemeinde Lüssow Verena Kuphal Bürgermeisterin

 Gemeinde Pantelitz

 Gemeinde Steinhagen

 Gemeinde Wendorf

 Gemeinde Zarrendorf

stadtraumprozess

 Plusfünf Dr. Volker Zahn
 Trüper Gondesen Partner Peter Hermanns

 Petersen Pörksen Partner Doris Grondke
Beauftragte Arbeitsgemeinschaft

Teilnehmer Werkstattgespräch 23. 05.2005

Institution Name Funktion

Dr. Lydia Neugebauer AfRLVP DezernentinAmt für Raumordnung und Landes-
planung Vorpommern (AfRLVP) Gabrielle Zebe AfRLVP , Bauleitplanung

Stadt-Umland Greifswald

Uwe Rieger Leiter des OB – Büros
Hansestadt Greifswald

Gerhard Imhorst Stadtplanungsamt Greifswald

Landkreis Ostvorpommern Manfred Saborowski Sachgebietsleiter Kreisplanung

Landkreis Nordvorpommern Henry Schmuhl Sachbereich Kreisplanung

Amt Miltzow
 Gemeinde Kirchdorf

Bodo Lobodsinski Sachgebiet Planung

Amt Landhagen
 Gemeinde Behrenhoff

 Gemeinde Diedrichshagen

 Gemeinde Hinrichshagen

 Gemeinde Levenhagen

 Gemeinde Mesekenhagen

 Gemeinde Neuenkirchen

 Gemeinde Wackerow

 Gemeinde Weitenhagen

Amt Lubmin
 Gemeinde Kemnitz

 Gemeinde Loissin

Stadt-Umland Stralsund

Hansestadt Stralsund

Landkreis Nordvorpommern Henry Schmuhl
Fachgebiet Planung und Wirtschafts-
förderung

Landkreis Rügen

Amt Südwest Rügen
 Gemeinde Altefähr

Amt Miltzow
 Gemeinde Brandshagen

Bodo Lobodsinski Sachgebiet Planung

Amt Altenpleen
 Gemeinde Klausdorf

 Gemeinde Kramerhof

Günter Thomas LVB Amt Altenpleen
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 Gemeinde Preetz

 Gemeinde Prohn

Amt Niepars
 Gemeinde Lüssow

 Gemeinde Pantelitz

 Gemeinde Steinhagen

 Gemeinde Wendorf

 Gemeinde Zarrendorf

Peter Forchhammer
Gabriele Eckardt

LVB Amt Niepars
Bauamt

stadtraumprozess

 Plusfünf Dr. Volker Zahn
 Trüper Gondesen Partner Peter Hermanns

Beauftragte Arbeitsgemeinschaft

Teilnehmer Werkstattgespräch 22. 06. 2005

Institution Name Funktion

Dr. Lydia Neugebauer AfRLV DezernentinAmt für Raumordnung und Landes-
planung Vorpommern (AfRLVP) Dr. Carola Schmidt AfRLVP

Stadt-Umland Greifswald

Uwe Rieger Leiter des OB – Büros
Hansestadt Greifswald

Anette Ibendorf Stadtplanungsamt Greifswald

Landkreis Ostvorpommern Manfred Saborowski Sachgebietsleiter Kreisplanung

Landkreis Nordvorpommern

Amt Miltzow

 Gemeinde Kirchdorf

Fr. Schmidt Hauptamt

Amt Landhagen
 Gemeinde Behrenhoff

 Gemeinde Diedrichshagen

 Gemeinde Hinrichshagen

 Gemeinde Levenhagen

 Gemeinde Mesekenhagen

 Gemeinde Neuenkirchen

 Gemeinde Wackerow

 Gemeinde Weitenhagen

Gundula Neumann Leiterin Bauamt

Amt Lubmin
 Gemeinde Kemnitz

 Gemeinde Loissin

Fr. Krüger Leiterin Bauamt

Stadt-Umland Stralsund

Wolfgang Fröhling Stellv. Oberbürgermeister
Hansestadt Stralsund

M. Hilbert Stadtplanungsamt Stralsund

Landkreis Nordvorpommern Henry Schmuhl
Fachgebiet Planung und Wirtschafts-
förderung

Landkreis Rügen

Amt Südwest Rügen
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 Gemeinde Altefähr

Amt Miltzow
 Gemeinde Brandshagen

Bodo Lobodsinski Bauamt

Amt Altenpleen
 Gemeinde Klausdorf

 Gemeinde Kramerhof

 Gemeinde Preetz

 Gemeinde Prohn

Günter Thomas LVB Amt Altenpleen

Amt Niepars

 Gemeinde Lüssow

 Gemeinde Pantelitz

 Gemeinde Steinhagen

 Gemeinde Wendorf

 Gemeinde Zarrendorf

Peter Forchhammer
Gabriele Eckardt

LVB Amt Niepars
Bauamt

stadtraumprozess

 Plusfünf Dr. Volker Zahn
 Trüper Gondesen Partner Peter Hermanns

Beauftragte Arbeitsgemeinschaft
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 Anlage 3

Übersicht Indikatoren

 Ableitung  Optimierung  Konflikte
⇒  Ergibt sich das Projekt aus den Ergebnissen oder/und Emp-

fehlungen des Auftakt-Workshops?
⇒ Ist das Projekt übertragbar oder könnte es Modellcharakter für

andere Stadt-Umland-Bereiche haben?
⇒  Kann mit dem Projekt ein Beitrag zur Optimierung gemeindli-

cher Aufgaben im Stadt-Umland-Verbund geleistet werden?
⇒  Kann mit dem Projekt ein Beitrag zur Reduzierung der Sied-

lungsflächeninanspruchnahme im Sinne der nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie geleistet werden?

⇒  Birgt das Projekt ein geringes kommunales oder interkommu-
nales Konfliktpotenzial?

 Grundlagen  Daten  Zeit
⇒  Sind die zur Entwicklung des Projektes erforderlichen Daten,

Pläne, Statistiken, Planungsgrundlagen vorhanden oder mit
vertretbarem Aufwand innerhalb der Bearbeitungszeit zu be-
schaffen?

⇒ Ist die Entwicklung oder Bearbeitung des Projektes mit dem in
den Städten und Gemeinden vorhandenen Personal und/oder
Infrastruktur leistbar?

⇒  Kann das Projekt innerhalb der zur Verfügung stehenden Be-
arbeitungszeit entwickelt und von den Stadt-Umland-
Gemeinden zeitnah und praktikabel umgesetzt werden?

 Weitere Bearbeitung nach MoRo
⇒  Ist nach Abschluss des Modellvorhabens durch die Stadt-

Umland-Gemeinden eine interne Weiterbearbeitung des Pro-
jektes mit "Bordmitteln" möglich?

⇒  Ist nach Abschluss des Modellvorhabens eine Weiterbearbei-
tung durch Beauftragung externer Büros erforderlich?

 Kosten  Finanzierung  Förderung
⇒  Ist eine zeitnahe und praktikable Umsetzung des Projektes

durch Bereitstellung interkommunaler Haushaltsmittel mög-
lich?

⇒  Ist das Projekt geeignet, um eine finanzielle Förderung durch
entsprechende Landes-/Bundes- oder EU-Programme zu er-
halten?

 Wettbewerb  Effekte  Marketing
⇒  Kann das Projekt einen Beitrag zur Verbesserung der regio-

nalen Wettbewerbsfähigkeit leisten?
⇒  Kann das Projekt die Eignung eines regionalen "Leuchtturm-

projektes" erhalten?
⇒  Ist durch das Projekt überregionale Aufmerksamkeit zu erzie-

len oder/und lassen sich Marketingeffekte für die Planungsre-
gion Vorpommern erzielen?
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Tabelle Indikatoren und Projekte (Anlage 4)

Grundlagen-Vernetzung Aufgaben-Vernetzung Flächen-VernetzungProjekte

Indikatoren

Informationen
Planungsgrund-lagen

& Datenbank

Standorte
Standortinformations-

system

Koordinierung
Bauleitplanung &

Einvernehmen

Tourismus
Optimisten Bodden,

Sund & mehr

Nischen
Wohnen Generation

50 plus

Aufbäumen
Zwischenräume
Zwischenzeiten

Kompensation
Ausgleichs-
flächenpool

 Projekt aus Auftakt-Workshop
ableitbar

 Modellcharakter/Übertragbar auf
andere Stadt-Umland Bereiche

 Birgt geringes interkommunales
Konfliktpotenzial

 Beitrag zur Optimierung der
Siedlungsflächenentwicklung

 Beitrag zur Optimierung gemeind-
licher Aufgabenerledigung

 Datenlage, Pläne, Statistiken
Grundlagen vorhanden

 Personell und/oder
infrastrukturell leistbar

 Zeitnah und praktikabel
umsetzbar

 Nach MoRo Interne Bearbeitung
mit Bordmitteln möglich

 Nach MoRo externe Bearbeitung
durch Beauftragung erforderlich

 Finanzierung durch interkommu-
nale Haushaltsmittel möglich

 Einsatz externer Fördermitteln
(Land/Bund/EU) möglich

 Beitrag zur Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit

 Als regionales
"Leuchtturmprojekt" geeignet

 Überregionale Aufmerksamkeit
zu erwarten/ Marketingeffekte
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Anlage 5

3 Themen und 7Projekte

 Thema 1: Grundlagen-Vernetzung
Gegenstand: Regionale Planungs-, Steuerungs- und Entscheidungsgrundlagen; prozess- und ent-
wicklungsorientierte Daten, Analysen und Pläne; Informationstechnologie und Kommunikation etc.

 Informationen

∅ Projekt 1: Aufbau raumbezogener Planungsgrundlagen

Ziel:  Aufbau einer raumbezogenen Planungsdatenbank zur Analyse und
Steuerung raumwirksamer Veränderungen mit Flächenbezug.

 Reduzierung der Inanspruchnahme von Siedlungsflächen durch In-
formationsvernetzung und interkommunale Vereinbarungen

Aufgabe:  Ermittlung ausgewählter demografischer, ökonomischer, sozialer, inf-
rastruktureller Daten und Pläne zur Stadt-Umland-Entwicklung,

 Laufende Raumbeobachtung und Analyse ausgewählter Verände-
rungsprozesse mit Flächenbezug.

 Erarbeitung interkommunaler Vereinbarungen

Organisation:  Interkommunale Projektgruppe zur Raumanalyse und Entwicklungs-
steuerung.

Vorteile:  Verwaltung kann Veränderungsprozesse und deren Auswirkungen für
die räumliche Entwicklung schnell erkennen und bedarfsgerecht dar-
stellen.

 Politik kann schnell und zielgerichtet gewünschte Entwicklungen för-
dern und ungewünschte Entwicklungen korrigieren.

 Politik und Verwaltung verfügen über ein handlungsbezogenes In-
strument zur Entwicklungssteuerung in den Stadt-Umland-Räumen
und zur Erfolgskontrolle von Politik- und Verwaltungsentscheidungen.

 Politik und Verwaltung haben jederzeit aktuelle Informationen über
Entwicklungen im Stadt-Umland

Adressaten:  Planungs-, Wirtschaft-, Liegenschaftsverwaltungen der Stadt-
Umland-Gemeinden/Kreise. Stadt-, Kreis- und Gemeindeparlamente.
Regionaler Planungsverband. Wirtschaftsförderung. Private und öf-
fentliche Investoren und Nutzer.

Förderung:  Förderfähig aus der Regionalförderung? Wirtschaftsförderung?

Außenwirkung:  Marketingkampagne: Informierte Stadt-Umland-Region
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 Thema 1: Grundlagen-Vernetzung
Gegenstand: Regionale Planungs-, Steuerungs- und Entscheidungsgrundlagen; prozess- und ent-
wicklungsorientierte Daten, Analysen und Pläne; Informationstechnologie und Kommunikation etc.

 Standorte

∅ Projekt 2: Standort-Informations-System GE und Dienstleistung

Ziel:  Aufbau eines qualitativen Standort-Informations-Systems zur Opti-
mierung der Pflege und Ansiedlung von Gewerbe- und Dienstleis-
tungsbetrieben.

 Reduzierung der Inanspruchnahme von GE-Flächen durch qualitative
Standortvernetzung und -entwicklung und interkommunale Vereinba-
rungen.

Aufgabe:  Ermittlung wettbewerbsfähiger Standorte für Gewerbe- und Dienst-
leistungseinrichtungen

 Analyse von Entwicklungspotenzialen für regional bedeutsame Ge-
werbe- und Dienstleistungsnutzungen

 Erarbeitung von Konzepten für Standorterweiterungen und Standort-
vernetzungen

 Erarbeitung interkommunaler Vereinbarungen

Organisation:  Interkommunale Projektgruppe Entwicklung und Vernetzung Stand-
ort-Informations-System (sis) Gewerbe und Dienstleistung

Vorteile:  Konzentration und Vernetzung von Gewerbe- und Dienstleistungs-
nutzungen auf qualifizierte, leistungs- und wettbewerbsfähige Stand-
orte.

 Optimierung der Entwicklungspotenziale für regional bedeutsame
Gewerbe- und Dienstleistungsstandorte.

 Verbesserung der Bestandspflege und der Infrastrukturnutzung
 Verkürzung von Verlagerungs- und Ansiedlungsverfahren.
 Vereinfachung und Beschleunigung bei Betriebsansiedlungen
 Vermeidung interkommunaler Konkurrenzen

Adressaten:  Planungs-, Wirtschafts-, Liegenschaftsverwaltungen der Stadt-
Umland-Gemeinden/Kreise. Stadt-, Kreis- und Gemeindparlamente.
Regionaler Planungsverband. Wirtschaftsförderung. Private und öf-
fentliche Investoren und Nutzer.

Förderung:  Förderfähig aus Regionalförderung? Wirtschaftsförderung?

Außenwirkung:  Marketingkampagne: Informierte Stadt-Umland-Region



32

 Thema 2: Aufgaben-Vernetzung
Gegenstand: Regionale Planungs-, Steuerungs- und Entscheidungsgrundlagen; prozess- und ent-
wicklungsorientierte Daten, Analysen und Pläne; Informationstechnologie und Kommunikation etc.

 Koordinierung

∅ Projekt 3: Koordinierung Bauleitplanungen und Einvernehmen

Ziel:  Optimierung, Vereinfachung, Beschleunigung etc. der Abstimmungs-
verfahren bei regional bedeutsamen Bauleitplänen, Investitionen und
Vorhaben nach BauGB.

 Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch Aufgabenvernet-
zung und Koordinierung räumlicher Planungen und interkommunale
Vereinbarungen

Aufgabe:  Aufbau einer Koordinierungsstelle für regionalbedeutsame Bauleit-
planverfahren, Entwicklungspläne, Investitionsprojekte und Vorhaben
nach BauGB

 Entwicklung von Verfahren zur Vereinfachung und Beschleunigung
von Abstimmungs- und Beteiligungsverfahren

 Erarbeitung von Konzepten zur Verkürzung von Informationszeiten
und Fristen

 Erarbeitung interkommunaler Vereinbarungen

Organisation:  Interkommunale Projektgruppe zur Abstimmung und Koordinierung
von Bauleitplänen und Vorhaben

Vorteile:  Beschleunigung der Abstimmung und Stellungnahmen der Gemein-
den als TÖB's im Bauleitplanverfahren.

 Vereinheitlichung der Genehmigungspraxis bei Einvernehmensfällen
nach BauGB.

 Beschleunigung von Investitionsentscheidungen bei privaten und öf-
fentlichen Investitionen.

 Erhöhung der Planungs- und Investitionssicherheiten für private und
öffentliche Investoren und Nutzer.

Adressaten:  Planungs-, Wirtschaft-, Liegenschaftsverwaltungen der Stadt-
Umland-Gemeinden/Kreise. Stadt-, Kreis- und Gemeindparlamente.
Regionaler Planungsverband. Private und öffentliche Investoren und
Nutzer.

Förderung:  Förderfähig aus der Regionalförderung? Wirtschaftsförderung?

Außenwirkung:  Marketingkampagne: Schnelle Stadt-Umland-Region
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 Thema 2: Aufgaben-Vernetzung
Gegenstand: Tourismus-, Freizeit- und Infrastruktureinrichtungen; Sportboothäfen/vernetzte Jollenstatio-
nen, Ostsee, Natur und Landschaft, spezifische Wassersportangebote für Kinder und Jugendliche in der
Boddenlandschaft, Reviere, Wegenetze, Ferienhausanlagen, Camping, Hotel, Gastronomie etc.

 Tourismus

∅ Projekt 4: »Optimisten« Bodden, Sund & mehr

Ziel:  Aufbau eines beide Stadt-Umland umfassenden Tourismus- und
Freizeitinfrastrukturnetzes. Schwerpunktsetzung auf Küstenland-
schaft (Bodden/Sund) bezogene Segel-/Wasser-/Naturtourismus-
Angebote für Kinder, Jugendliche und Familien (insb. Optimisten-
Segeln, Jollensegeln, Küstenkanuten)

 Reduzierung der Inanspruchnahme neuer Tourismus- und Land-
schaftsflächen durch Vernetzung und Optimierung vorhandener
Standorte

Aufgabe:  Ermittlung regional bedeutsamer Fremdenverkehrsstandorte und Ein-
richtungen

 Analyse der Standortqualitäten und Entwicklungspotenziale
 Räumlich-funktionale, landschaftliche Vernetzung der Tourismus-

standorte und Einrichtungen als Grundlage für ein regionales Touris-
musangebot

 Entwicklung Marketingkonzept und gemeinsames Label
 Events, z.B. Jüngsten-Regatten in den Boddengewässern
 Erarbeitung interkommunaler Vereinbarungen

Organisation:  Interkommunale Projektgruppe „Bodden, Sund und mehr“

Vorteile:  Erschließung eines spezifischen touristischen Marktsegments (Kin-
der, Jugend, Familie)

 Optimierung und ggf. Erweiterung vorhandener Tourismusangebote
und touristischer Infrastruktur

 Verbesserung der Auffindbarkeit und Orientierung
 Entwicklung von Tourismuseinrichtungen und Angeboten an ver-

netzten Standorten
 Erschließung neuer Nachfragegruppen und Marketingmöglichkeiten

Adressaten:  Planungs-, Wirtschaft-, Liegenschaftsverwaltungen der Stadt-
Umland-Gemeinden und Kreise. Stadt-, Kreis- und Gemeindeparla-
mente. Regionaler Planungsverband. Wirtschaftsförderung, Touris-
musverband, Akteure aus den Bereichen Hotel, Gastronomie, Was-
sersport und Marketing (DEHOGA; IHK, DSV, Hochschulsport, Se-
gelschulen, Bootscharter...)

Förderung:  Förderfähig aus EU? Interreg? Regionalförderung? Wirtschaftsförde-
rung? Fremdenverkehrsförderung?

Außenwirkung:  Marketingkampagne: Stadt-Umland-Optimisten; Bodden Netz; Touri-
Netz
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 Thema 2: Aufgaben-Vernetzung
Gegenstand: Demografischer Wandel und damit verbundene Chancen für den Raum Stralsund-
Greifswald, Lebens- und Umweltqualität, Bildung und Kultur, Gesundheitsversorgung, nachfrageorien-
tierte Wohnstandorte, Modellprojekte für ein neues Wohnen in der dritten Lebensphase, repräsentative
Wohnanlagen, denkmalgeschützte Gebäude

 Nischen

∅ Projekt 5: Wohnen »50 plus«

Ziel:  Ansiedlung und Bindung gut situierter mobiler Bevölkerungsgruppen
mit spezifischen Bildungs- und Kulturinteressen (Altersgruppe 50
plus) an die Region

 Reduzierung der Inanspruchnahme von Siedlungsflächen durch Akti-
vierung brach liegender Wohnstandorte und interkommunaler Ver-
einbarungen

Aufgabe:  Ermittlung attraktiver Wohnstandorte für "Junge Alte" (Altersgruppe
50 plus) und Entwicklung von Modellprojekten für den städtischen
Kontext und im Umland

 Entwicklung von Standorten (Grundstücke/Objekte) für finanzstarke
Bevölkerungsschichten mit spezifischen Ansprüchen an ein neues
Wohnen im Alter

 Entwicklung eines gemeinsamen Marketingkonzepts „Hanse 50 plus“
 Erarbeitung interkommunaler Vereinbarungen

Organisation:  Interkommunale Projektgruppe „Wohnen 50 plus“

Vorteile:  Gut situierte und wachsende Nachfragegruppe wird erschlossen
 Standortqualitäten der Stadt-Umland-Räume für "Junge Alte" werden

überregional bekannt
 Kooperationsmöglichkeiten mit regionalen Bildungs- und Kulturein-

richtungen (Universität / Fachhochschule etc.)
 Aktivierung ungenutzter Bauobjekte (Höfe, Gutsanlagen, Herrenhäu-

ser etc.)

Adressaten:  Planungs-, Wirtschaft-, Liegenschaftsverwaltungen der Stadt-
Umland-Gemeinden/Kreise. Stadt-, Kreis- und Gemeindparlamente.
Regionaler Planungsverband. Wirtschaftsförderung,. Private und öf-
fentliche Investoren und Nutzer. Kultur- und Bildungseinrichtungen.
Wohnungs- und Immobilienunternehmen.

Förderung:  Förderfähig aus der Regionalförderung? Wirtschaftsförderung? Woh-
nungsbauförderung? Städtebauförderung? Denkmalförderung?

Außenwirkung:  Marketingkampagne: Hanse 50 plus
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 Thema 3: Flächen-Vernetzungen
Gegenstand: Siedlungsränder, Landmarken, Identität stiftende Landschaftsobjekte, Brachflächen, sub-
optimal genutzte Gewerbe-, Dienstleistungs- oder/und Wohnstandorte, potenzielle Rückbauflächen,
Kulturlandschaft, Naherholung, regenerative Energien / Biomassenutzung etc.

 Aufbäumen

∅ Projekt 6: Zwischenräume Zwischenzeiten

Ziel:  „Mehrwert“ erzielen auf planerisch gesicherten aber bisher noch nicht
genutzten Gewerbe- und Sonderbauflächen (ggf. Wohnbauflächen)
durch kreative Zwischennutzung, Effekte für Landschaftsbild, Naher-
holung und Klimaschutz, Nutzung regenerativer Energien, nach-
wachsender Rohstoffe, Marketingeffekt für das Stadt-Umland.

 Reduzierung der Inanspruchnahme von Siedlungsflächen durch ver-
netzte landschaftliche, energetische und ökologische Zwischennut-
zungen und interkommunale Vereinbarungen

Aufgabe:  Ermittlung für Zwischennutzung geeigneter, planerisch gesicherter,
ungenutzter Gewerbe- und Sonderbauflächen (ggf. Wohnbauflächen)

  Entwicklung standortspezifischer „kreativer“ Bepflanzung mit schnell
wachsenden Gehölzen (Pappel-Kurzumtrieb / Weiden) und/oder
weiteren energetisch nutzbaren sowie kulturlandschaftsprägenden
Pflanzen (Flachs, Hanf, Raps, Chinaschilf...).

 Räumliche Vernetzung und Einbindung in ein öffentlichkeitswirksa-
mes „LandArt“-Projekt.

 Klärung planungsrechtlicher, finanzieller und organisatorischer Fra-
gen

 Organisation von Prozessketten (Anbau-Bereitstellung-Nutzung)
 Bauleitplanerische Festsetzungen von „Nutzungen auf Zeit“ gem. § 9

(2) BauGB
 Erarbeitung interkommunaler Vereinbarungen

Organisation:  Interkommunale Projektgruppe Aufbäumen/Zwischennutzungen in
der Startphase, anschließend Überführung in geeignete Trägerschaft.

Vorteile:  Reversible Zwischennutzung von Flächen ohne Verlust der plane-
risch gesicherten Entwicklungsziele (Gewerbe, Sonderbauflächen,
Wohnen)

 Entwicklung der Kulturlandschaft
 Effekte für die Naherholung
 Regionale ökonomische Effekte durch Biomassenutzung
 Überregionale Aufmerksamkeit durch Kombination mit „LandArt“
 Geeignet für internationalen Erfahrungsaustausch (Interreg) und als

Modellprojekt für vergleichbare Regionen mit schrumpfender Flä-
chennachfrage

Adressaten:  Planungs-, Wirtschafts-, Liegenschaftsverwaltungen der Stadt-
Umland-Gemeinden/Kreise. Stadt-, Kreis- und Gemeindeparlamente,
Regionaler Planungsverband, Wirtschaftsförderung, Private und öf-
fentliche Investoren / Betriebe, Energieversorger, Kulturschaffende,
Hochschulen.

Förderung:  Diverse Bundes- und EU-Förder- und Forschungsprogramme (z.B.
„BioRegio“ – Strategien zur nachhaltigen energetischen Nutzung von
Biomasse in ausgewählten Modellregionen BMU), „Forschungspro-
gramm nachwachsende Rohstoffe) Interreg?

Außenwirkung:  Marketingkampagne: "Aufbäumen" Zwischenräume-Zwischenzeiten
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 Thema 3: Flächen-Vernetzung
Gegenstand: Kooperative Steuerung und Umsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, Vereinfa-
chung und Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren, Bevorratung von Kompensati-
onsflächen und –maßnahmen, zielgerichtete Lenkung und Bündelung von Naturschutzmaßnahmen, Flä-
chenmanagement etc.

 Kompensation

∅ Projekt 7: Ausgleich-Flächenpool

Ziel:  Optimierte Umsetzung der Eingriffsregelung in der Bauleit- und
Fachplanung durch einen regionalisierten Flächen- und Maßnah-
menpool für Kompensationsmaßnahmen.

 Reduzierung der Inanspruchnahme potenzieller Ausgleichsflächen
durch vernetzte Flächenpools und interkommunale Vereinbarungen

Aufgabe:  Einrichtung eines EDV-gestützten Ökokonto-Katasters zur Doku-
mentation ein- und ausgebuchter Flächen und Maßnahmen

 Aufbau eines gemeinsamen vernetzten Flächen- und Maßnahmen-
pools

 Interkommunale Abstimmung
 Zusammenarbeit mit den zuständigen Naturschutzbehörden
 Sicherung / Bevorratung geeigneter Flächen
 Erarbeitung einer interkommunalen Vereinbarung

Organisation:  Interkommunale Projektgruppe Ausgleichsmanagement

Vorteile:  Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren bei vor-
ausschauender Bodenvorratspolitik (frühzeitiger Erwerb geeigneter
Kompensationsflächen)

 Kostenreduzierung durch Verlagerung von Kompensationsflächen auf
preiswerte Außenbereichsgrundstücke

 Reduzierung des Erschließungsaufwands durch Reduzierung des
Grünflächenanteils innerhalb von Plangebieten und Verringerung der
Einschränkungen zur Freiflächengestaltung auf Baugrundstücken

 Verringerung des Flächenverbrauchs durch Siedlungsentwicklung
infolge Verlagerung der Kompensationsflächen in den Aussenbereich

 Verbesserung der Effizienz von Kompensationsmaßnahmen auf-
grund der räumlichen Trennung zum Eingriffsgebiet sowie der
Schaffung größerer zusammenhängender Kompensationsflächen im
Zusammenhang mit wertvollen Landschaftsstrukturen

 Beschleunigte Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen.

Adressaten:  Planungs- und Liegenschaftsverwaltungen der Stadt-Umland-
Gemeinden / Kreise, Naturschutzbehörden, Regionaler Planungsver-
band, Wirtschaftsförderung, private und öffentliche Investoren

Förderung:  Förderfähig ggf. aus Landesmitteln?

Außenwirkung:  Marketingkampagne: Stadt-Umland-Ausgleich


